
  

  
 
 
 

Pressemeldung                                  
Sperrfrist 12:00 Uhr 
 
 
Demokratie braucht JEDE Stimme –  
Kommunales Wahlrecht für ALLE! 

         06. März 2009 

 
 
„Es gibt in unserem Land immer noch Millionen von Menschen, die bereits seit Jahr-
zehnten Teil dieser Gesellschaft sind und dennoch rigoros von politischen Entschei-
dungsprozessen ausgeschlossen werden. Dies ist für eine moderne und gut funktio-
nierende Demokratie in keiner Weise zu rechtfertigen“, erklärt Corrado Di Benedetto, 
Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der Ausländerbeiräte Hessen, bei der Eröffnung 
der Kampagne „Demokratie braucht JEDE Stimme - Kommunales Wahlrecht für AL-
LE!“. Immerhin lebten von den 6, 75 Millionen Ausländerinnen und Ausländern in 
Deutschland fast die Hälfte länger als 15 Jahre hier. Und 4,45 Millionen Einwohnerin-
nen und Einwohner aus nicht EU-Staaten (Drittstaaten) sind in Deutschland auch auf 
kommunaler Ebene vom Wahlrecht ausgeschlossen. 
 
Dieser Kritik schließt sich Vito Contento, Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft der 
Ausländerbeiräte in Rheinland Pfalz, in seinem Statement an. „Wir beteiligen uns aktiv 
an dieser Kampagne, da wir der Meinung sind, dass alle Menschen ausländischer 
Herkunft, die seit vielen Jahren in Deutschland leben und hier ihren dauerhaften Le-
bensmittelpunkt haben, in der Kommune, in der sie leben, auf einer Augenhöhe mit 
allen Bürgern mitreden und mitentscheiden können müssen. Dafür benötigen sie das 
kommunale Wahlrecht!“ Die Beteiligung von Menschen vor Ort solle unabhängig von 
ihrer Staatsangehörigkeit ermöglicht werden. „Eine umfassende gesellschaftliche In-
tegration schließt das kommunale Wahlrecht für Alle ein“, macht Contento deutlich. 
 
Pfarrer Dr. Wolfgang Gern, Vorstandsmitglied der Liga der Freien Wohlfahrts-
pflege in Hessen erklärt für die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen und 
Rheinland Pfalz: „Alle Menschen, die in unseren Kommunen ihren Lebensmittelpunkt 
haben und sie mit ihren Steuergeldern mitfinanzieren, deren Kinder hier in den Kinder-
garten und in die Schule gehen, müssen auch über die Infrastruktur ihrer Kommune 
mitentscheiden dürfen. „Sie haben ein Recht auf Beteiligung. Und das demokratische 
Gemeinwesen braucht jede ihrer Stimmen“. Der Erwerb der deutschen Staatsangehö-
rigkeit ist zwar der Königsweg zur Sicherung von Beteiligungsrechten. Es ist aber 
problematisch, mit dem Verweis auf Einbürgerungsmöglichkeiten die Einführung des 
„kommunalen Wahlrechts für Alle“ abzulehnen. Denn gegenwärtig sind die Einbürge-
rungszahlen rückläufig und die Hürden auf dem Weg zur deutschen Staatsbürger-
schaft hoch. Umso wichtiger ist  – gerne auch nur als erster Schritt - die Einführung 
des kommunalen Wahlrechts auch für nicht EU-Bürger. 



 
Eberhard Beck vom DGB Bildungswerk Hessen bekräftigt, dass für eine erfolgrei-
che Integration und die Akzeptanz von politischen Entscheidungen die Mitwirkung aller 
Einwohnerinnen und Einwohner auf kommunaler Ebene unerlässlich ist. „Der DGB 
und die Gewerkschaften unterstützen deshalb seit langem die Forderung nach Einfüh-
rung des kommunalen Wahlrechts. Das Betriebsverfassungsgesetz von 1972 basiert 
auf einem herkunftsunabhängigen Wahlrecht. Die demokratische Teilhabe und Mitges-
taltung darf sich nicht auf den Betrieb beschränken, sondern muss auf die Kommune 
übertragen werden“, so Beck. 
 
Torsten Jäger, Geschäftsführer des Interkulturellen Rat in Deutschland hebt ab-
schließend hervor, dass die Kampagne ganz bewusst „Demokratie braucht JEDE 
Stimme“ genannt wurde. „Eine Gesellschaft, die einen großen Teil der Bevölkerung 
von politischen Entscheidungsprozessen ausschließt, gefährdet ihre demokratischen 
Grundlagen. Wenn in einzelnen Stadtteilen von Großstädten schon heute nur noch 60 
Prozent der Bevölkerung das Recht haben, an Kommunalwahlen teilzunehmen und 
die Interessen von 40 Prozent der Bevölkerung in den Parlamenten nicht repräsentiert 
werden, weist das auf ein erhebliches Legitimationsproblem hin. Dieses Problem wird 
aufgrund der demografischen Entwicklung zukünftig noch größer werden, wenn wir 
ihm nicht durch die Schaffung gleicher Teilhabechancen auch für Drittstaater entge-
genwirken“. 
 
 
 
 
 
 
Die Kampagne „Demokratie braucht JEDE Stimme - Kommunales Wahlrecht für  
ALLE!“ wurde von Ausländerbeiräten, Gewerkschaften, Migrantenorganisationen und 
Wohlfahrtsverbänden in Hessen und Rheinland-Pfalz ins Leben gerufen. Sie setzt sich 
für eine Änderung von Artikel 28 GG ein, um allen rechtmäßig und dauerhaft in 
Deutschland lebenden Einwohnerinnen und Einwohnern das aktive und passive Wahl-
recht auf kommunaler Ebene zu geben. Hierfür ist eine 2/3 Mehrheit im Bundestag und 
Bundesrat nötig.  
 
Durch Informationsstände vor Ort und mit öffentlichen Veranstaltungen sollen mög-
lichst viele Menschen für diese Forderung gewonnen werden. Auf der Homepage 
www.kommunales-wahlrecht.de stellen die Trägerorganisationen Materialien und In-
formationen bereit, um damit ihr Anliegen in die Öffentlichkeit tragen und um Unter-
stützung zu gewinnen. “. 
 
Die Unterschriften, die mit der  Kampagne „Kommunales Wahlrecht für Alle!“ in den 
nächsten Monaten gewonnen werden, sollen dem/der Präsidenten/-in des nächsten 
Deutschen Bundestages übergeben werden. Die Trägerorganisationen der Kampagne 
erwarten, dass der Gesetzgeber in der nächsten Legislaturperiode den Weg zum kom-
munalen Wahlrecht für Alle freimacht. 
 
 
 
 

Trägerinnen und Träger der Kampagne: 
Arbeitsgemeinschaften der Ausländerbeiräte Hessen und Rheinland-Pfalz, Arbeitskreis Asyl Rheinland-Pfalz, Beirat von Katholiken anderer Mutterspra-
che im Bistum Mainz, DGB Bezirk Hessen-Thüringen, DGB Bezirk West/Rheinland-Pfalz, Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Hessen, Hessi-
scher Jugendring, IG Bergbau Chemie Energie Landesbezirk Rhl.-Pf./Saarl., Initiativausschuss für Migrationspolitik in Rheinland-Pfalz, Interkultureller 
Rat in Deutschland, Landesjugendring Rheinland-Pfalz, Liga der Freien Wohlfahrtspflege Hessen und Rheinland-Pfalz (Arbeiterwohlfahrt, Caritas, 
Diakonie, DER PARITÄTISCHE, Deutsches Rotes Kreuz, Landesverband der Jüdischen Gemeinden Hessen), ver.di Landesbezirk Hessen und ver.di 
Landesbezirk Rheinland-Pfalz. 
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http://www.kommunales-wahlrecht.de/

